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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, 
Dr. Gottfried Curio, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/559 –

Angriffe auf Politiker, Parteibüros und Wahlplakate im vierten Quartal und 
Gesamtjahr 2021

V o r b e m e r k u n g d e r B u n d e s r e g i e r u n g
Für die Beantwortung wurde auf Zahlenmaterial des Kriminalpolizeilichen 
Meldedienstes in Fällen Politisch motivierter Kriminalität (KPMD-PMK) zu-
rückgegriffen.
Die Staatsschutzdienststellen melden dem jeweils zuständigen Landeskriminal-
amt (LKA) meldepflichtige Straftaten unverzüglich. Dies erfolgt durch Über-
sendung der in Fällen Politisch motivierter Kriminalität obligatorischen „Kri-
minaltaktischen Anfrage in Fällen Politisch motivierter Kriminalität“ (KTA-
PMK) unter Beachtung der „Verfahrensregeln zur Erhebung von Fallzahlen im 
Bereich der Politisch motivierten Kriminalität“.
Für die Fragen 1 und 3 wurde das Erfassungskriterium „Angriffsziel“ herange-
zogen. Der Angriffszielkatalog zur KTA-PMK wurde mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2019 eingeführt. Seither werden im KPMD-PMK, soweit im Einzelfall zu-
treffend, das Oberangriffsziel „Partei“ bzw. die Unterangriffsziele
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durch die Landeskriminalämter erfasst.
Da bei den Angriffszielen Mehrfachnennungen möglich sind (z. B. „Parteige-
bäude/Parteieinrichtung“ und „Parteirepräsentant/Parteimitglied“), ist ein Auf-
summieren nicht sachgerecht.
Die Fallzahlen aus dem laufenden Jahr haben vorläufigen Charakter und sind 
durch Nach- bzw. Änderungsmeldungen noch Veränderungen unterworfen.
Demzufolge ist es auch nicht sachgerecht, die vorangegangenen Quartalsbe-
richterstattungen hinsichtlich der Gesamtjahresfallzahlen vergleichend heranzu-
ziehen, da auch hier durch Änderungs- oder Nachtragsmeldungen zum Teil 
deutliche Zahlenabweichungen möglich sind und die nachstehenden Zahlen als 
Momentaufnahme auf Basis des aktuellen Abfrageergebnisses mit Stichtag 
1. Februar 2022 erstellt worden sind.

1. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung nach Auswertung der Daten 
des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes (KPMD) zur Politisch motivier-
ten Kriminalität (PMK) bzw. zu der Fallzahlendatei LAPOS (Lagebild 
Auswertung politisch motivierte Straftaten) über Angriffe auf Parteiein-
richtungen bzw. Repräsentanten der im Deutschen Bundestag vertretenen 
Parteien im vierten Quartal 2021 und für das Gesamtjahr 2021 (bitte neben 
der Darstellung von Gesamtzahlen, nach PMK-rechts, PMK-links und 
PMK-nicht zuzuordnen, Tatort, Tatzeit, Tathergang, Delikt, Angriffsziel, 
Partei, Anzahl der Täter und Täterhintergrund bzw. Szene und/oder Orga-
nisation aufschlüsseln)?

Bezogen zu Frage 1 sind die Unterangriffsziele „Parteigebäude/Parteieinrich-
tung“ sowie „Parteirepräsentant/Parteimitglied“ innerhalb des Oberangriffsziels 
„Partei“ einschlägig.
Im vierten Quartal 2021 wurden bislang 96 Straftaten gemeldet, die dem Unter-
angriffsziel „Parteigebäude/Parteieinrichtung“ zugeordnet werden. Die Zuord-
nung dieser Straftaten zu den im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien ist 
– zusätzlich aufgeschlüsselt nach dem jeweilig betroffenen Phänomenbereich – 
der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.

Gesamt Ausländische
Ideologie Links Rechts Religiöse

Ideologie
Nicht
zuzuordnen

AfD 21 0 15 0 0 6
BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN 22 0 3 2 0 17

CDU 9 0 1 0 0 8
CSU 0 0 0 0 0 0
FDP 5 0 0 0 0 5
DIE LINKE 11 0 0 6 1 4
SPD 25 0 10 3 0 12

Angriffe auf Parteigebäude/Parteieinrichtungen nach Partei und Phänomenbereich im 4. Quartal 
2021

Im Gesamtjahr 2021 wurden mit Stand vom 1. Februar 2022 bislang 443 Straf-
taten gemeldet, die dem Unterangriffsziel „Parteigebäude/Parteieinrichtung“ 
zugeordnet werden. Die Zuordnung dieser Straftaten zu den im Deutschen Bun-
destag vertretenen Parteien ist aufgeschlüsselt nach dem jeweilig betroffenen 
Phänomenbereich der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.
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Gesamt Ausländische
Ideologie Links Rechts Religiöse

Ideologie
Nicht
zuzuordnen

AfD 120 0 94 1 0 25
BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN 67 0 8 14 0 45

CDU 82 0 27 7 0 48
CSU 7 0 4 1 0 2
FDP 16 0 3 2 0 11
DIE LINKE 58 1 3 38 0 16
SPD 83 2 31 16 0 34

Angriffe auf Parteigebäude/Parteieinrichtungen nach Partei und Phänomenbereich im Jahr 2021

Mit dem Unterangriffsziel „Parteirepräsentant/Parteimitglied“ wurden für das 
vierte Quartal 2021 bislang 323 Straftaten gemeldet. Die Zuordnung zu den im 
Deutschen Bundestag vertretenen Parteien sowie dem jeweilig betroffenen Phä-
nomenbereich ergibt sich aus der nachstehenden Tabelle.

Gesamt Ausländische
Ideologie Links Rechts Religiöse

Ideologie
Nicht
zuzuordnen

AfD 76 0 61 2 0 13
BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN 44 0 1 13 0 30

CDU 47 0 5 14 0 28
CSU 17 0 0 7 0 10
FDP 6 0 1 1 0 4
DIE LINKE 19 4 0 6 0 9
SPD 59 0 4 17 0 38

Angriffe auf Parteirepräsentanten/Parteimitglieder nach Partei und Phänomenbereich im 4. Quartal 
2021

Mit dem Unterangriffsziel „Parteirepräsentant/Parteimitglied“ wurden für das 
Gesamtjahr 2021 bislang 2 500 Straftaten gemeldet. Die Zuordnung zu den im 
Deutschen Bundestag vertretenen Parteien sowie dem jeweilig betroffenen Phä-
nomenbereich ergibt sich aus der nachstehenden Tabelle.

Gesamt Ausländische
Ideologie Links Rechts Religiöse

Ideologie
Nicht
zuzuordnen

AfD 660 0 500 5 0 155
BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN 454 0 4 119 1 330

CDU 617 2 40 123 0 452
CSU 120 0 7 16 0 97
FDP 78 0 8 15 0 55
DIE LINKE 114 11 0 54 0 49
SPD 445 0 20 130 0 295

Angriffe auf Parteirepräsentanten/Parteimitglieder nach Partei und Phänomenbereich im Jahr 2021

Die Differenzen aus den in der Antwort genannten Gesamtstraftaten und den 
rechnerischen Gesamtstraftaten aus der Tabelle ergeben sich aus den Straftaten, 
die sich gegen nicht im Bundestag vertretene Parteien gerichtet haben.
Weitere Informationen zu den einzelnen Straftaten (Tatzeit, Tatort, Delikt, An-
zahl der Täter) sind den Anlagen 1 (Angriffe auf „Parteigebäude/ Parteieinrich-
tung“) und 2 (Angriffe auf „Parteirepräsentanten/Parteimitglieder“) zu entneh-
men. Eine Beauskunftung der Sachverhaltsdarstellungen liegt in der Hoheit der 
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Länder. „Täterhintergrund“, „Szene“ und „Organisation“ sind keine Erfas-
sungskriterien und somit nicht automatisiert recherchierbar.*

2. Wie kommentiert die Bundesregierung die Entwicklung der jeweiligen 
Phänomenbereiche im Gesamtjahr 2021 im Vergleich zum Gesamtjahr 
2020 (s. dazu Bundestagsdrucksache 19/25664)?

Bei den Angriffen auf Parteigebäude/Parteieinrichtungen ist im Jahresvergleich 
(2020: 506 Straftaten; 2021: 443 Straftaten) keine signifikante Abweichung 
vorhanden.
Angriffe auf Parteirepräsentanten/Parteimitglieder haben im Jahresvergleich 
(2020: 1 534 Straftaten; 2021: 2 500 Straftaten) deutlich zugenommen. Davon 
betroffen waren vor allem die Parteien der CDU/CSU, SPD sowie BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Die Angriffe auf Repräsentanten der AfD verbleiben 
auf dem Niveau des Vorjahres (2020: 694; 2021: 660). Ein Erklärungsfaktor 
dürfte der in Zusammenhang mit der Pandemielage feststellbare Anstieg von 
Straftaten gegen Parteirepräsentanten der Regierungsparteien sein.
Der massive Anstieg der Angriffe auf Wahlplakate (2020: 1 666 Straftaten; 
2021: 9 435 Straftaten) ist aufgrund der Vielzahl der Wahlereignisse im Jahr 
2021, insbesondere der Bundestagswahl, zu erklären und trifft alle Parteien.

3. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung nach Auswertung der KPMD-
PMK bzw. der Fallzahlendatei LAPOS über Angriffe auf Wahlplakate der 
im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien im vierten Quartal 2021 und 
für das Gesamtjahr 2021 (bitte neben der Darstellung von Gesamtzahlen, 
nach PMK-rechts, PMK-links und PMK-nicht zuzuordnen, Tatort, Tatzeit, 
Tathergang, Delikt, Partei, Anzahl der Täter und Täterhintergrund bzw. 
Szene und Organisation aufschlüsseln)?

Im vierten Quartal 2021 wurden bislang 85 Straftaten mit dem Unterangriffs-
ziel „Wahlplakat“ gemeldet. Die Zuordnung zu den im Deutschen Bundestag 
vertretenen Parteien sowie dem jeweilig betroffenen Phänomenbereich ergibt 
sich aus der nachstehenden Tabelle.

Gesamt Ausländische
Ideologie Links Rechts Religiöse

Ideologie
Nicht
zuzuordnen

AfD 29 0 12 0 0 17
BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN 5 0 1 1 0 3

CDU 10 0 1 1 0 8
CSU 0 0 0 0 0 0
FDP 4 0 0 1 0 3
DIE LINKE 4 0 0 3 0 1
SPD 8 0 1 0 0 7

Angriffe auf Wahlplakate nach Partei und Phänomenbereich im 4. Quartal 2021

Im Gesamtjahr 2021 wurden bislang 9 435 Straftaten mit dem Unterangriffsziel 
„Wahlplakat“ gemeldet. Die Zuordnung dieser Straftaten zu den im Deutschen 
Bundestag vertretenen Parteien ist – zusätzlich aufgeschlüsselt nach dem jewei-
lig betroffenen Phänomenbereich – der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 20/674 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Gesamt Ausländische
Ideologie Links Rechts Religiöse

Ideologie
Nicht
zuzuordnen

AfD 3 365 0 1 540 12 0 1 813
BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN 1 751 1 24 161 0 1 561

CDU 1 591 0 113 131 0 1 347
CSU 261 0 14 18 0 229
FDP 666 0 56 58 0 552
DIE LINKE 703 0 7 190 0 506
SPD 1 478 0 36 164 0 1 278

Angriffe auf Wahlplakate nach Partei und Phänomenbereich im Jahr 2021

Die Differenz aus den in der Antwort genannten Gesamtstraftaten und den 
rechnerischen Gesamtstraftaten aus der Tabelle ergibt sich aus den Straftaten, 
die sich gegen nicht im Bundestag vertretene Parteien gerichtet haben.
Weitere Informationen zu den einzelnen Straftaten mit dem Angriffsziel „Wahl-
plakate“ (Tatzeit, Tatort, Delikt, Anzahl der Täter) sind der Anlage 3 zu entneh-
men. Für die weiteren angefragten Informationen gilt das in der Antwort zu 
Frage 1 Mitgeteilte.*

4. Wie viele Sachverhalte, die im Gemeinsamen Extremismus- und Terroris-
musabwehrzentrum (GETZ) thematisiert worden sind, betrafen Angriffe 
oder geplante Angriffe auf Parteieinrichtungen oder Parteirepräsentanten 
der AfD im vierten Quartal 2021 und im Gesamtjahr 2021, und wie viele 
Fälle haben sich auf Angriffe oder geplante Angriffe auf Parteieinrichtun-
gen oder Parteirepräsentanten anderer im Deutschen Bundestag vertretener 
Parteien bezogen (bitte nach Partei, Anzahl der Angriffe und Phänomen-
bereich aufschlüsseln)?

Im Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum -links-
(GETZ-L) wurden insgesamt drei Sachverhalte thematisiert, die sich im vierten 
Quartal 2021 ereignet haben. Zwei betrafen die SPD und einer die AfD.
Im Gesamtjahr 2021 wurden insgesamt 18 Sachverhalte im Sinne der Frage-
stellung im Rahmen der Arbeitsgruppe Lage (AG Lage) thematisiert. Die im 
Bundestag vertretenen Parteien waren dabei wie folgt betroffen:
CDU/CSU: zwei Sachverhalte
SPD: fünf Sachverhalte
FDP: kein Sachverhalt
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: ein Sachverhalt
DIE LINKE: zwei Sachverhalte
AfD: acht Sachverhalte
Im GETZ-R wurde im vierten Quartal 2021 ein Sachverhalt zur CDU, der unter 
Frage 4 fällt, im Rahmen der AG Lage thematisiert.
Im Gesamtjahr 2021 wurden im GETZ-R drei Sachverhalte im Rahmen der AG 
Lage erörtert. Davon betrafen zwei die CDU und einer die Partei BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 20/674 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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5. Sieht die Bundesregierung bundesweit oder auch regional Anzeichen da-
für, dass es sich bei den Angriffen besonders im Hinblick auf die AfD und 
ihre potenziellen Wähler um systematische Formen der Einschüchterung 
oder der Bedrohung handelt, und wie begründet sie ihre Auffassung?

Die Bundesregierung kann weiterhin grundsätzlich nicht ausschließen, dass der 
jeweiligen Tatmotivation eine entsprechende Zielrichtung zu Grunde liegt. Eine 
zentrale Steuerung von Angriffen durch linksextremistische Einzelpersonen 
oder Gruppen lässt sich nicht erkennen, zumal die Bekennerschreiben ganz 
überwiegend unter anonymen Bezeichnungen verfasst werden. Allerdings spre-
chen die Häufigkeit der Angriffe sowie die Begründungszusammenhänge in 
den veröffentlichten Taterklärungen für ein gezieltes Vorgehen gewaltorientier-
ter Linksextremisten gegen einen „gemeinsamen Gegner“.

6. Ist der Bundesregierung die gegenüber der AfD erfolgte Wahlkampfsabo-
tage in Form der Vernichtung bzw. Nichtauslieferung von Millionen Wahl-
kampfflyern bekannt, und wenn ja, liegt ihr diesbezüglich eine Bewertung 
im Hinblick eine mögliche Verzerrung der Bundestagswahlergebnisse vor, 
und sind ihr dazu vergleichbare Fälle in einer solchen Größenordnung aus 
der Geschichte der Bundestagswahlen bekannt (s. zum Umfang: https://w
ww.zdf.de/nachrichten/politik/bundestagswahl-afd-flyer-zentrum-politisch
e-schoenheit-102.html; https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttember
g/afd-auf-falsche-flyer-firma-hereingefallen-100.html; https://www.tagess
piegel.de/berlin/anti-afd-aktion-flyerservice-hahn-razzia-der-berliner-poliz
ei-beim-zentrum-fuer-politische-schoenheit/27971484.html; bitte ausfüh-
ren)?

Der Bundesregierung ist der Sachverhalt bekannt.
Die Ermittlungen dazu werden im Land Berlin geführt. Die Bundesregierung 
nimmt grundsätzlich keine Bewertungen zu laufenden Ermittlungsverfahren der 
Länder vor.
Über Anhaltspunkte dafür, dass dieser Sachverhalt die Bundestagswahlergeb-
nisse beeinflusst hat, liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.
Vergleichbare Fälle sind der Bundesregierung nicht bekannt.

https://www.tagess
https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttember
https://w
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